
Kurz gefasst 

Konjunktur hat 
sich vom  
Ukraine-Konflikt 
entkoppelt 
Vor Kurzem hat sich der überfallartige 
Angriff Russlands auf die Ukraine 
erstmals gejährt. Nachdem die rasche 
Erholung von der Coronarezession und 
die Lieferkettenprobleme kombiniert 
mit der international expansiven Geld- 
und Fiskalpolitik bereits inflationstrei-
bende Wirkungen hatten, haben die 
Angebotsverknappungen bei Energie- 
und Agrarrohstoffen sowie anderen 
Ressourcen, ausgelöst durch den Ukrai-
ne-Krieg, die Situation noch weiter 
verschärft. 

Europa war wegen der grösseren Ab-
hängigkeit von russischen (und ukraini-
schen) Ressourcen stärker von den vom 
Ukraine-Krieg ausgelösten wirtschaftli-
chen Schocks betroffen als andere 
Regionen. Gemäss einer aktuellen EZB-
Untersuchung waren die damit ver-
knüpften Verteuerungen bei Energie 
und Nahrungsmitteln für mehr als zwei 
Drittel der Euro-Raum-Inflationsrate 
von 8,4 Prozent im Jahr 2022 verant-
wortlich. Der Energiebereich war dabei 
für den grossen Teil direkt verantwort-
lich, hatte aber auch indirekten Einfluss: 
Die Teuerung im Nahrungsmittelbe-
reich wurde nicht nur getrieben von den 
knappen Agrarrohstoffen, sondern 
indirekt auch von den Energiepreisen, 
da Nahrungsmittel in der Regel sehr 
energieintensiv produziert werden. 

Die Teuerung bei den Nahrungsmitteln 
ist momentan immer noch der stärkste 
Inflationstreiber im Euro- und auch im 
Frankenraum. Frühindikatoren wie die 
Erzeugerpreise oder Preise für Nah-
rungsmittelrohstoffe sind seit Mitte 
2022 aber weiterhin rückläufig. Dem-
entsprechend ist eine weitere Beruhi-
gung der Inflationssituation erwartbar, 
auch wenn eine noch stärkere Eskala -
tion der Lage im Ukraine-Krieg ein 
anhaltendes Inflations- und Konjunktur-
risiko darstellt. 

Die Konjunktur des Euroraums hat sich 
in den letzten Monaten vom Kriegsge-
schehen zusehends abgekoppelt und ist 
besser durch das letzte Jahr gekommen 
als zunächst prognostiziert. Europa hat 
also angesichts der grossen Herausfor-
derungen eine Resilienz gezeigt, welche 
nicht unbedingt zu erwarten war so kurz 
nach der Coronarezession im ersten 
Halbjahr 2020. Auch die Schweiz ist 
konjunkturell weitgehend verschont 
geblieben von den Kriegswirren und 
hatte 2022 mit +2,1 Prozent gemäss 
neuesten Seco-Schätzungen ein histo-
risch überdurchschnittliches reales BIP-
Wachstum zu verzeichnen. Die Inflation 
stieg im Frankenraum mit rund 3 Pro-
zent zwar auf ein im langjährigen 
Durchschnitt eher hohes Niveau, blieb 
im internationalen Vergleich jedoch tief. 

Liechtensteins Konjunktur ist ebenfalls 
relativ robust durch die internationalen 
Verwerfungen der letzten zwölf Monate 
gekommen. Das reale BIP dürfte sich 
nach ersten Schätzungen gegenüber 
dem sehr guten Jahr 2021 zwar etwas 
reduziert haben, vollzog in der Quar-
talsbetrachtung, über das Jahr 2022 
gesehen, jedoch eine stabile Seitwärts-
bewegung.

Andreas Brunhart 
Ökonom am 
 Liechtenstein-Institut
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Gastkommentar 

Rhein, Rüfe, Föhn und der Klimawandel 
«Das Wasserschloss Schweiz sitzt auf dem 
Trockenen», warnte kürzlich das Schweizer 
Fernsehen SRF. Insbesondere in den Südkanto-
nen sind die Böden derzeit so trocken wie sonst 
nur in den Sommermonaten. Verschärft wird die 
Situation durch den akuten Schneemangel. Wo 
kein Schnee, da auch keine Schneeschmelze, die 
im Frühling die Böden und Gewässer mit Wasser 
versorgt. Wenn es also in den kommenden 
Monaten nicht länger anhaltend regnet, kann das 
Defizit bis zum Sommer nicht ausgeglichen 
werden und es drohen Dürre und Waldbrandge-
fahr.  

Extreme Wetterereignisse hat es schon immer 
gegeben, aber die Häufung in den letzten Jahren 
lässt wenig Zweifel daran, dass der Klimawandel 
die Naturgefahrensituation beeinflusst. Im 
Alpenraum sind die bodennahen Temperaturen 
seit Ende des 19. Jahrhunderts um mehr als zwei 
Grad Celsius gestiegen und damit doppelt so 
stark wie im globalen Mittel. Dieser Anstieg wirkt 
sich bereits heute auf verschiedenste gesell-
schaftliche Bereiche sowie Natur- und Kultur -
räume in unserer Region aus. Hitzewellen und 
Trockenperioden treten häufiger und stärker auf. 
Wenn es regnet, dann häufiger in Form von 
Starkregen. Das Problem dabei: Wenn die Böden 
trocken sind, kann das Wasser schlechter aufge-
nommen werden und es fliesst oberflächlich ab, 
was Hochwassergefahren verstärkt. Das schwei-
zerische Bundesamt für Bevölkerungsschutz geht 
davon aus, dass der Klimawandel das Risiko von 
rund einem Drittel der für die Schweiz relevan-
ten Gefährdungen erhöht; dies betrifft nicht nur 
Naturgefahren, sondern auch technisch-gesell-
schaftliche Risiken wie Strommangel oder 
Pandemien. 

Unsere Vorfahren kannten die Naturgewalten: 
Rhein, Rüfen und Föhn galten als die drei Lan-
desnöte, Überschwemmungen, Haus- und 
Dorfbrände und Rüfenniedergänge stürzten die 
Bevölkerung immer wieder in bittere Not. Erst 

im Laufe des letzten Jahrhunderts gelang es, 
diese Naturgewalten durch den Bau aufwendiger 
Schutzbauten zu bändigen. Seither wird der 
Siedlungsraum in Liechtenstein immer inten -
siver genutzt. Während die Rheinnot von 1927 
vor allem landwirtschaftliche Nutzflächen und 
Bauernhäuser zerstörte, würde ein ähnliches 
Ereignis heute Wohn-, Gewerbe- und Industrie-
flächen mit erheblichen Vermögenswerten 
treffen. Die Regierung rechnet bei einem Bruch 
des Rheindamms mit einem Gesamtschaden von 
7 Milliarden Franken. Angesichts dieser Summe 
sind die 90 Millionen Franken, die derzeit in die 
Sanierung des Rheindamms investiert werden, 
gut angelegt. 

Liechtenstein muss sich aber, bedingt durch den 
Klimawandel, auf neue Dimensionen von Natur-
gefahren einstellen und den Katastrophenschutz 
den veränderten Bedingungen anpassen. Und 
hier besteht Nachholbedarf: Der Schutzwald ist 
bereits heute in einem besorgniserregenden 
Zustand und wird durch den Klimawandel weiter 
belastet. Raumplanerische Massnahmen sind in 
Liechtenstein kaum durchsetzbar, potenziell 
gefährdete Gebiete sind teilweise bereits über-

baut. Da Waldbrände nördlich der Alpen bisher 
kaum ein Thema waren, stehen die Häuser 
teilweise so nahe am Waldrand, dass ein Feuer 
auf den Wald übergreifen könnte und umge-
kehrt. Während andere Länder eine Armee und 
Zivil- bzw. Katastrophenschutzorganisationen 
vorhalten, die im Ernstfall mit Know-how und 
entsprechendem Gerät zur Stelle wären, stehen 
in Liechtenstein für diese Aufgaben fast nur die 
Freiwilligen Feuerwehren zur Verfügung. Diese 
sind zwar für normale Situationen gut gerüstet, 
würden aber im Katastrophenfall schnell an ihre 
Leistungsgrenzen stossen. Der begonnene 
Aufbau eines Gemeindeschutzes ist ein notwen-
diger Schritt, dieser ist jedoch vom Leistungs-
spektrum und in Sachen Professionalität bei 
weitem nicht mit dem Schweizer Zivilschutz 
vergleichbar. 

Ein Staat ist nur dann souverän, wenn er seine 
Bevölkerung nicht nur im Kriegsfall, sondern 
auch bei anderen Katastrophen schützen kann. 
Im Vergleich zu anderen Ländern investieren wir 
wenig in unsere Sicherheit, finanziell, aber viel 
mehr noch personell. Bisher hatten wir Glück, 
seit 1927 sind wir von grösseren Katastrophen 
verschont geblieben. Aber wir dürfen unsere 
Sicherheit nicht auf die leichte Schulter nehmen, 
denn eine Katastrophe, die auf eine unvorberei-
tete Gesellschaft trifft, wiegt umso schwerer.  

Die Stiftung Zukunft.li arbeitet derzeit an einer 
Publikation zum Thema Bevölkerungsschutz, der 
«Fokus» mit entsprechenden Handlungsempfeh-
lungen wird im ersten Halbjahr 2023 vorgestellt. 
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«Liechtenstein muss sich aber, 
bedingt durch den Klimawandel, 
auf neue Dimensionen von 
 Naturgefahren einstellen und 
den Katastrophenschutz den 
veränderten Bedingungen 
 anpassen.»
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